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I.   Die Wirtschaftsthematik in den Grundsatzprogrammen der CDU

1. Die CDU als Partei der Sozialen Marktwirtschaft

· Der freie Markt als Wirtschaftsform entspricht der freiheitlichen Demokratie als Staatsform.

· Primäre Aufgabe des Staates ist es, den Ordnungsrahmen für eine freie Marktwirtschaft zu gestalten. Darüber hinaus kann der Staat „marktkonform“ korrigieren (durch sozial-, konjunktur- und arbeitspolitische Maßnahmen).

· Grundlagen: Leistungswettbewerb und Monopolkontrolle

· „Vater“ der Sozialen Marktwirtschaft: Ludwig Erhard
[image: image1.png]Sicherung des
Geldwertes Privatgeigentum an
Produktionsmitteln

Soziale Marktwirtschaft

freie Preisbildung

Geminnstreben als
Leistungsanreiz




2. Gemeinsamkeiten der Grundsatzprogramme zur Wirtschaftsthematik

· Soziale Marktwirtschaft
· Eigenverantwortung und soziale Sicherung

· Leistung und soziale Gerechtigkeit

· Wettbewerb und Solidarität

· Leitlinie: Subsidiarität

· Arbeit
· Ziel: Vollbeschäftigung

· Leistungsgerechtigkeit
· Tarifautonomie

· Mitbestimmungsrecht und Produktivvermögensbildung für die Arbeitnehmer

· „Mittelstandspolitik“

· Privatvermögen als Grundpfeiler der Sozialen Marktwirtschaft
· Verbraucherschutz und –information
· Finanz- und Steuerpolitik
· Subventionsabbau

· Abbau der Staatsverschuldung

· Privatisierung der Unternehmen in staatlicher Hand

· Geldwertstabilität (vgl. Erhard)

3. Besonderheiten der jeweiligen Grundsatzprogramm zur Wirtschaftsthematik

a) Das Grundsatzprogramm von 1978

· Ökologie: Solidarität mit künftigen Generationen ( Sicherung der ökologischen Zukunft
· Öffnung der Märkte der Industrieländer für die Entwicklungsländer

b) Das Grundsatzprogramm von 1994

· Ökologische und Soziale Marktwirtschaft: Bewahren der Schöpfung; neues Verständnis von Wohlstand und Wachstum (( gesunde und lebenswerte Umwelt); Klimaschutz als Thema
· Wirtschaftsstandort Deutschland verbessern: Aufbau der alten Bundesländer, Senkung von Steuern und Abgaben, Verbesserung der Infrastruktur. 

c) Das Grundsatzprogramm von 2007

· Begriffserläuterungen zur Sozialen Marktwirtschaft sehr viel detaillierter
· „Arbeit für Alle“: umfassende Reform des Arbeitsmarktes (z.B. Lohnzusatzkosten senken)

· Globalisierung: „Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft in der globalisierten Welt“

· Verbraucherschutz: Transparenz für Verbraucher durch international einheitliche Gütesiegel
II. Vergleich der Parteiprogramme

Wirtschaftliche Leitbilder der Parteien

	
	CDU/CSU


	SPD
	FDP
	B90/Grüne

	Leitbild
	Soziale Marktwirtschaft
	Demokratischer Sozialismus
	Sozialer Liberalismus
	Ökologie und Nachhaltigkeit

	Herkunft
	Christliches Menschenbild, Ordoliberalismus
	Godesberger Programm (1959), Weiterentwicklungen
	Freiburger Thesen (1971)
	Ideen des Postmaterialismus


1. CDU: „Freiheit und Sicherheit.“ Grundsatzprogramm von 2007

· „Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft in der globalisierten Welt“ 

· Gestaltungsanspruch der Globalisierung (wenig akzeptiert)

· Politik soll „wirtschaftlich vernünftig und sozial gerecht“ sein

· Globalisierung nicht als Ende des Sozialstaats/sozialer Marktwirtschaft, sondern als Chance

· Internationale Wirtschaftspolitik mit Standards der sozialen Marktwirtschaft wichtig

· Gestaltung einer freien und humanen Weltordnung

· Wirtschaftlich starke Staaten sollen wirtschaftlich schwächeren Staaten helfen – Schutz vor Kartellen
Fazit: Das Programm der CDU ist vor allem auf den Menschen in der globalisierten Welt ausgerichtet. Die Chancen der Globalisierung bei gleichzeitiger Bewahrung des Sozialstaates werden als Aufgabe definiert.
2. CSU: „Chancen für alle!“ Grundsatzprogramm von 2007

· Kombination aus wirtschaftlicher Entfaltung und sozialem Aspekt

· Globaler,  fairer Wettbewerb wichtig

· Keine Abschottung gegenüber der Globalisierung

· Schutz der Arbeitnehmer, soziales Element in der Arbeitsmarktpolitik

· Leistungsgerechtigkeit schaffen

· Teilhabe der Arbeitnehmer am Unternehmenserfolg

· Förderung von Selbstständigkeit

· Soziale Verantwortung des Unternehmertums

· Stärkung des Mittelstandes

Fazit: Das Programm der CSU betont im Gegensatz zur CDU deutlich stärker den sozialen Aspekt wirtschaftlichen Handelns und die Wichtigkeit der Anpassung an den internationalen Wettbewerb.
3. SPD: „Hamburger Programm.“ Grundsatzprogramm von 2007

· Weiterentwicklung der sozialen Marktwirtschaft

· Kritik am globalen Kapitalismus – Forderung nach neuer sozialer Weltordnung

· Wettbewerb in den Grenzen von staatlicher Aufsicht

· Wunsch nach Stärkung von Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen

· SPD tritt für Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit zwischen den Geschlechtern ein

· Kampf für Mindestlöhne
Fazit: Die SPD möchte für ihren Entwurf einer Wirtschaftspolitik eine weitreichende Änderung der Gesellschaft erreichen. Hierzu gehören nicht nur  Forderungen nach „mehr Gerechtigkeit“ in einer globalisierten Welt, sondern vor allem Forderungen nach Gleichstellung von Mann und Frau, Vereinbarkeit von Beruf und Familie und weitreichender sozialer Absicherung.
4. FDP:  „Die Mitte stärken.“ Entwurf des Grundsatzprogramms von 2009

· Starkes Bekenntnis zur freien Marktwirtschaft

· Streben des Bürgers nach Freiheit und wirtschaftlicher Verwirklichung – Staat gibt die Rahmenbedingungen vor

· Der Mittelstand steht besonders im Fokus, dieser stützt als Arbeitgeber die Gesellschaft und somit  den sozialen Frieden

· Staat soll Existenzminimum absichern, darüber hinaus ist der Mensch selbst verantwortlich

· Steuern senken und transparenter gestalten – Abschaffung von Subventionen

· Steuersystem vereinfachen, Pauschalen einführen, flexiblere Modelle

· Abgeltungssteuer für länger gehaltene Zeiträume abschaffen, vor allem bei der Alterssicherung
Fazit: Das Programm der FDP enthält liberale Forderungen nach einer wirtschaftlichen Selbstverwirklichung des Menschen bei geringer staatlicher Sicherung. Vor allem die Wichtigkeit des Mittelstandes wird betont, internationale Wirtschaftsentwicklungen werden am Rande erwähnt.
5. Bündnis 90/Die Grünen: „Die Zukunft ist grün“ Grundsatzprogramm von 2002

· Dreiklang aus Umweltschutz, sozialer Sicherheit und wirtschaftlicher Dynamik

· Gleichberechtigte Teilhabe aller Bürger am wirtschaftlichen, sozialen und politischen Leben, auch die von gesellschaftlichen Randgruppen
· Respekt vor der Begrenztheit des Ökosystems: „Erde“

· Soziales Element in der Bürokratie/Verwaltung

· Einschließen ökologischer Folgekosten in die Berechnung des Bruttosozialproduktes

· Mitgestaltendes und mitbestimmendes Element des Einzelnen in der Wirtschaft

· Wettbewerb und Kontrolle zu Gunsten des Verbrauchers

· Gleichstellung von Mann und Frau 

· Neue Definition von Erwerbstätigkeit 
Fazit: Ähnlich der SPD legt Bündnis 90/Die Grünen als wirtschaftspolitisches Konzept ein neues Gesellschaftmodell vor. Besonders betont wird der ganzheitliche Aspekt von wirtschaftlichem Handeln als soziales, ökologisches und der Gesellschaft verpflichtetes Handeln. Die Nachhaltigkeitsaspekte bezüglich des Ressourcenverbauchs und der Schutz von Minderheiten genießen hohen Stellenwert.
III. Auswirkungen der Grundsatzprogrammatik auf Wahlprogramme und Erklärungen

1. Wahlprogramm 1980

· „In der Sozialen Marktwirtschaft, die wir für unser Land erstritten haben, und die wir erhalten werden, hat jeder seinen Platz“ (15)

· „Die Soziale Marktwirtschaft ist ein wirtschafts- und gesellschaftspolitisches Programm für alle.“ (65)
· „Wir wissen um die Bedeutung eines vielfältigen und breitgefächerten Mittelstandes [...] Eine ausgewogene Struktur von Klein-, Mittel- und Großbetrieben fördert den Wettbewerb im Interesse des Verbrauchers...Wir werden daher ein Gesetz zur Förderung des Mittelstandes einbringen.“ (15)

· „Grundpfeiler der Sozialen Marktwirtschaft ist eine ausgewogene Struktur von Klein-, Mittel- und Großbetrieben. Kleinere und mittlere Wirtschaftsunternehmen sind im Wettbewerb besonders benachteiligt...Es ist die Aufgabe der Wettbewerbspolitik, diese Markterschwernisse zu beseitigen.“ (76)
· „Wir wissen um die Bedeutung der Arbeit unserer Landwirte [...] Unsere freiheitliche Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung braucht eine leistungs- und wettbewerbsfähige Land-, Forst-, Ernährungs- und Fischereiwirtschaft. “ (15f.)

· „Unsere freiheitliche Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung braucht eine leistungs- und wettbewerbsfähige Land-, Forst-, Ernährungs- und Fleischereiwirtschaft.“ (88)
· „Wir werden die Bildung von Produktivvermögen in Arbeitnehmerhand fördern.“ (16)

· „Der Mangel an Eigenkapital in der deutschen Wirtschaft muss behoben werden.“ (78)

· „Die Mitbestimmung und die Vermögensbeteiligung der Arbeitnehmer sind Ausdruck christlich-sozialen Gedankenguts und eine Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft.“ (79)
==> Sehr starke Anlehnung an Grundsatzprogramm, teilweise wörtliche Übernahme, allerdings: Wirtschaftspolitik spielt im Wahlprogramm eine nicht so große Rolle wie in späteren Beispielen

2. Wahlprogramm 2005 – Konsequenz des 94er-Grundsatzprogramms oder Vorbote von 2007?

a) Primat der Arbeit
· „Vorfahrt für Arbeit: Deshalb ist es unser wichtigstes Ziel, Arbeit zu schaffen. Denn: Sozial ist, was Arbeit schafft.“ (1)

· „Bei allen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen muss das Ziel verfolgt werden, einer möglichst großen Zahl von Arbeitslosen eine Beschäftigungsmöglichkeit zu geben.“ (95)
· „Arbeit für Alle ist ein Kernstück sozialer Gerechtigkeit.“ (170)

b) Globalisierung

· „Osteuropa, China und Indien haben aufgeholt. Sie konkurrieren mit uns um Märkte und Arbeitsplätze. Umsätze und Spitzenlöhne sind auf den Weltmärkten nur durch Spitzenprodukte und Spitzentechnologien zu erreichen.“ (1.1)

· Globalisierung nicht explizit erwähnt, nur „Internationalität von Märkten“ (72)
· „So viel teurer wir im internationalen Vergleich sind, so viel besser müssen wir sein.“ (149)
c) Arbeitsmarktpolitik

· „Wir sichern betriebliche Beschäftigungsbündnisse rechtlich ab, [...] dass Arbeitnehmer und Arbeitgeber abweichend von einem Tarifvertrag einzelvertragliche Vereinbarungen schließen können, [...] wenn die Zustimmung des Betriebsrats und 2/3 der Belegschaft vorliegt.“ (1.3)

· „Wir brauchen […] Möglichkeiten, im Rahmen von Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen stärker den betrieblichen Besonderheiten und Bedürfnissen Rechnung zu tragen.“ (94)
· Die Gewerkschaften und die Arbeitgeberverbände sind aufgerufen, weite Teile ihrer Verantwortung in die Betriebe abzugeben. (173)
· „Wir schaffen neue Arbeit durch einen flexiblen Kündigungsschutz.“ (1.3)

· „Eine Flexibilisierung des Kündigungsschutzes, die die Beschäftigungsaussichten für Erwerbslose verbessert, ist [...] ein Gebot der Gerechtigkeit.“ (94)
· „Wir wollen ein Kombilohn-Modell einführen.“ (1.3)

· „Wir wollen Rahmenbedingungen, die eine legale Beschäftigung auch für gering Qualifizierte in einfacher Arbeit mit entsprechend beschäftigungsfreundlichen Löhnen und Gehältern attraktiver machen. Hierfür wollen wir niedrig entlohnte Arbeitnehmer finanziell unterstützen.“ (177)
d) Unternehmenskultur

· „Unangemessene Abfindungen des Managements auf der einen Seite und Massenentlassungen von Arbeitnehmern auf der anderen Seite passen nicht zusammen.“ (1.5)

· „Das Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ist der haftende Eigentümer-Unternehmer. Für angestellte Manager muss deshalb die persönliche Haftung gestärkt werden.“ (145)
· „Wir wollen verstärkte Teilhabe der Arbeitnehmer an den Unternehmenserträgen mit verbesserten Instrumenten der Gewinnbeteiligung [...] (1.5)

· „Die Bildung von Produktivvermögen in Arbeitnehmerhand ist eine soziale Notwendigkeit und ein Weg, um den Arbeitnehmern Mitverantwortung zu übertragen und eine gerechte Einkommensverteilung zu sichern.“ (81)

· „Wir schaffen international attraktive Bedingungen für Wagniskapital.“ (1.7)

· „Wir wollen Deutschland als attraktiven Investitionsstandort, auch für internationale Risikokapitalgeber, stärken.“ (164)
==> grundsätzliche Vereinbarkeit mit beiden Programmen, zeitliche Nähe zu 2007er-Programm besonders im Themenbereich Globalisierung und Arbeitsmarktpolitik erkennbar
3. Die Erfurter Erklärung (Januar 2009)

a) Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft

· „Die CDU ist der Überzeugung, dass die grundlegenden Standards der Sozialen Marktwirtschaft [...] auch das Fundament für einen internationalen Ordnungsrahmen bilden müssen.“ (2)

· „Eine neue Wirtschaftspolitik muss die Standards der Sozialen Marktwirtschaft international verankern.“ (135)

b) Investitionen

· „Wir wollen Unternehmen mit internationaler Wettbewerbsfähigkeit und gesunden Geschäftsmodellen helfen, die keine oder nicht im ausreichenden Maße Kredite erhalten.“ (?)

· „Wir wollen staatliche Subventionen begrenzen und abbauen sowie weiterhin Wirtschaftsbetriebe mit staatlicher Beteiligung privatisieren.“ (165)
· Investitionen in Bildung

· „zielgerichtete Bildungsinvestitionen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit“ (171)

· Investitionen in Straßen und Schienen

· „Notwendigkeit der Weiterentwicklung von Infrastruktur“ (168)

c) Bürokratieabbau

· „Um insbesondere die kleinen und mittleren Unternehmen zu entlasten, setzen wir den Fokus auf den Abbau von Statistikpflichten, die Vereinfachung von Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie die Entbürokratisierung von Förderprogrammen.“ (8)

· Senkung der Bürokratiekosten bis 2011 um 25% (8)

· Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen, u.a. durch Bürokratieabbau (163)

d) Was nicht angesprochen wird

· „Für angestellte Manager muss [...] die persönliche Haftung gestärkt werden.“ (145)
· „Wir wollen deshalb die bestehenden internationalen Organisationen nutzen, um für einen verlässlichen Ordnungsrahmen und mehr Transparenz an den weltweiten Handelsplätzen und Finanzmärkten sorgen.“ (158)
· „Wir wollen Deutschland als attraktiven Standort, [...] auch für internationale Risikokapitalanleger, stärken.“ (164)
· Reform des Arbeitsmarktes, Flexibilisierung des Kündigungsschutzes (171, 172)
· Kapitalbeteiligungen der Arbeitnehmer (174)
==> Widersprüche im Bereich Investitionen, aber Betonung der Grundsätze der Marktwirtschaft; manche Elemente des Grundsatzprogramms fehlen, obwohl sie politisch opportun gewesen wären, andere wurden unter den Teppich gekehrt
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